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Die streitbare Demokratie.  

Was sich mit Verfassungsrecht machen lässt. 

Reinhold-Frank-Gedächtnisvorlesung Karlsruhe 2025 

© Susanne Baer  

 

Was für ein Tag ist heute?  

Wie geht es Ihnen, wie geht es uns – wie geht es dem Rechtsstaat, dem 

unentbehrlichen Bestandteil einer Demokratie, die diesen Namen verdient?  

Und was lässt sich tun, um das nicht zu verlieren: die Demokratie?  

 

Wir erinnern heute an Reinhold Frank: Ist also „Widerstand“ gefragt? Die 

Antwort lautet: Nein! Da sind wir nicht. Es geht darum, die Demokratie wehrhaft, 

oder besser: streitbar, und damit vor allem lebendig zu halten. Es geht also um 

Sie, um uns, um unsere Haltung, unser Handeln.   

Doch ist da Einiges zu klären: Demokratie, Rechtsstaat, Widerstand – was heißt 

das heute genau? Was sagt da das Verfassungsrecht, das Grundgesetz?  

Die Antwort ist: Lebendige Demokratie. Dafür steht Karlsruhe, mehrfach. Das 

Bundesverfassungsgericht. Der Bundesgerichtshof, die Gerichte des Landes, 

Justiz vor Ort. Die Generalbundesanwaltschaft, die lokale Strafjustiz. Die 

rechtsstaatliche Verwaltung. Und vor allem die Stadt, die Stadtgesellschaft. Die 

Antwort lautet also: Sie.  

Auf die Menschen kommt es an, die Gesellschaft, auf Sie. Und Sie werden 

sehen: Da lässt sich mit dem Grundgesetz in der Hand eine Menge machen.  

Also ist das auch ein Appell. Wer sich für die Welt interessiert, braucht ja keinen 

Weckruf. Wer Nachrichten nicht vermeidet, sondern ernst nimmt, weiß, dass wir 

etwas tun müssen. Kein Widerstand – den Begriff will ich klären, auch im Sinne 

von Reinhold Frank und gegen den Missbrauch durch autoritäre Radikale. Aber 

lebendiges, auch streitbares Miteinander – das ist gefragt. Genau das lässt sich 

gut mit Verfassungsrecht machen, mit Menschenwürde, Freiheit und Gleichheit, 
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in Kommunen, Ländern und im Bund, in Europa, dem Frieden in den Welt zu 

dienen, wie die Präambel sagt – genau das füllt Demokratie mit Leben.  

Es gibt zu viele, die das zerstören wollen, die uns das nehmen. Besonders 

gefährlich ist das Antidemokratische derzeit, wo und weil es sich versteckt: Eine 

„rohe Bürgerlichkeit“ nennt das der Soziologie Heitmeyer.i Er beobachtet seit 

langem, wie verbreitet vor allem menschenfeindliche Einstellungen sind, und 

beschreibt nun auch, wie sie so tun, als sei das nicht so schlimm. Da verrutscht 

etwas, da wird etwas gezielt zerstört, da geht etwas verloren. Aber auch diese 

Kräfte machen etwas mit Verfassungsrecht. Sie drucken sich ihr eigenes 

Grundgesetz, sie kapern, was es eigentlich bedeutet. Genau dagegen steht die 

streitbare Demokratie. Und das bedeutet: Eine Gesellschaft, in der wir, in der 

Sie die eigene Freiheit in die Hand nehmen können, also selbst etwas machen, 

miteinander reden. Näher am Grundgesetz gesagt: Als gleichermaßen Freie ist 

jetzt gefragt, im Respekt voreinander, wegen der Menschenwürde, streitbar zu 

sein, vor allem lebendig.   

Ich glaube, auch darum ging es Reinhold Frank. 

Ich stelle dazu also vier Fragen:  

 Was für ein Tag ist heute?  

 Wie geht es uns, dem Rechtsstaat, der Demokratie?  

 Was bedeutet heute Widerstand? 

 Und was ist zu tun?  

 Was für ein Tag ist heute?  

Der 17. Juli – er liegt sechs Tage vor Reinhold Franks Geburtstags: Er wurde 

am 23. Juli 1896 in Bachhaupten geboren. Im Januar 1945 wurde er in 

Berlin-Plötzensee von den Nazis gehängt, also: ermordet. Denn das Urteil 

sprach der „Volksgerichtshof“, eine gekaperte, umgebaute Einrichtung, um im 

Gewand des Rechts das Recht zu brechen.  

Der 17. Juli – das ist seit 2010 auch der Internationale Tag für Gerechtigkeit, 

der World Day for International Justice, der International Justice Day.  
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Sie wussten das?  

Ich nicht. Mir war das, um ehrlich zu sein, neu   

Die Vereinten Nationen haben das mit der Kampala Declaration 2010 

entschieden. Es war die Review Conference of the Rome Statute - und dieses 

Römische Statut errichtete den Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag. 

Was lange währt, wurde endlich gut  … Die Friedensbewegung hatte das 

schon im Völkerbund gefordert, die Nürnberger Prozesse gegen die 

Kriegsverbrecher des NS waren ein Schritt in diese Richtung mit der 

Anerkennung der Verbrechen gegen die Menschlichkeit - und nun endlich ... 

Nur: Währt es denn noch, ist es noch gut?   

Ich wusste nicht, dass der 17. Juli der Internationale Tag der Gerechtigkeit ist. 

Ist das mein Fehler? Oder ist das eines von vielen Zeichen dafür, dass es mit 

dem Recht nicht zum Besten steht? 

Das Römische Statut war tatsächlich ein großer Schritt für das Recht, die 

internationale Selbstverpflichtung, die Täter vor Gericht zu bringen. Aber es 

sind ohnehin nicht alle Staaten dabei – und wohlgemerkt: um Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit zu verfolgen Schon das ist, ernst genommen, 

skandalös. Nun hat ein Mitgliedstaat der EU, Ungarn, vor einigen Wochen noch 

dazu erklärt, austreten zu wollen. Wo sind die Werte, auf die wir uns da geeinigt 

haben? Die Richterinnen und Richter des Gerichtshofes werden mittlerweile 

bedroht. Daneben steht die von Lügen begleitete Verletzung des Völkerrechts 

durch Russland. Erschütternd ist die Lage in Gaza. Was lange währt … ist also 

nicht gut.  

Daher die zweite Frage:  

 Wie geht es Ihnen – wie geht es uns – wie geht es dem Rechtsstaat heute, 

unentbehrlich für die Demokratie?  

Die Reinhold Frank Gedächtnisvorlesungen haben darauf immer wieder 

geantwortet.:  

 2024 ging es um Russland: Zu Memorial und dem Überfall auf die 

Ukraine sprach die Historikerin und Germanistin Irina 
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Scherbakowa. 

 2023 ging es um die Rechtsstaatskrise in der EU: Darüber sprach 

ehemalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts Andreas 

Voßkuhle. 

 2022 und schon 2018 war Polen Thema: Die großartige Richterin 

Malgorzata Gersdorf sprach, und dann Joanna Maria Stolarek zu 

„Demokratie und Widerstand“, nota bene. 

 2017 ging der Blick in die Türkei: Die Rechtsanwältin Gül Pinar 

war „auf den Spuren des Rechtsstaates“ - und damit auf der 

Suche nach einer wirklich unabhängigen türkischen Justiz; 

Daniel-Dylan Böhmer sprach über die „Ängstlichkeit der Macht“, 

die „Presseunfreiheit“ bewirkt, was sich jetzt weltweit verbreitet. 

 Und heute, 2025?  

Sehr viele verfolgen derzeit sehr aufmerksam, was gerade in den USA 

geschieht. Zu Recht, denn viel hat weltweit Folgen. Was sich dort entwickelt, 

erreicht zudem dann meist auch uns, nach ein paar Jahren spätestens. Aber 

gut geht es einem da auch nicht. Was ist aus dem American Dream geworden, 

dem we the people- so beginnt die U.S.-Verfassung - on the pursuit of 

happiness, auf der Suche nach dem Glück – so die Erklärung der 

Unabhängigkeit? Wo ist der Melting Pot, der Schmelztiegel, in dem alle 

integriert werden? Sind die Songs von Mahalia Jackson und Billy Holiday 

verklungen, oder die Hymne der Bürgerrechtsbewegung, für civil rights, „Oh 

Freedom“ von Odetta? Sehr viel gekapert. Die checks and balances – sind die 

verloren?  

Die Freiheit – ist das in den USA jetzt nur noch die Freiheit, die der Präsident 

meint? Gerade die Rede von der Meinungsfreiheit, die angeblich verletzt war 

und nun wiederhergestellt, ist ein Beispiel dafür, wie sehr wir heute auf Begriffe 

achten müssen. Free speech gibt es jetzt in den USA für Hass und Hetze, als 

existiere die Gleichheit nicht auch als Recht, das 14th Amendment. „Freiheit“ - 

was meint das denn eigentlich genau, in welchen Grenzen, wann für wen?  

Wir dürfen uns gerade die großen Worte nicht wegnehmen lassen, die Freiheit 
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darf niemand kapern. Denn wir müssen sprechen, auch streiten, lebendig - ich 

komme darauf zurück. 

Zuerst nochmals die Frage: Wie geht es Ihnen, wie geht es uns heute – und 

zwar hier? 

Am 8. Juli 2025 ist der „Bericht über die Rechtsstaatlichkeit“ 2024 der 

Europäischen Kommission erschienen. Danach geht es manchen gut: Das 

Vertrauen in die Justiz ist in 13 Ländern gestiegen, in dreien gleichgeblieben. 

Aber zu vielen geht es schlechter als zuvor: Das Vertrauen ist in elf Staaten 

gesunken. Wir müssen also über und mit Kroatien, Bulgarien und immer noch 

mit Polen sprechen - dort ist es unglaublich schwer, zu reparieren, was zuvor 

von Feinden der Rechtsstaatlichkeit, die sich aber deren Freunde nennen - die 

Partei PiS - zerstört worden ist. Ungarn gilt manchen schon als verloren, wird 

jedenfalls immer autokratischer. Serbien und Nord-Mazedonien haben 

Probleme. Also: Nicht gut.    

Nicht gut ist auch der Offene Brief, den neun europäische Staatsoberhäupter – 

an den EGMR in Straßburg geschickt haben. „Die aktuelle Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte macht es an einigen Stellen 

faktisch unmöglich, irreguläre Migration rechtssicher zu steuern.“ Das Gericht 

„habe in einigen Fällen den Geltungsbereich der Konvention zu weit 

ausgedehnt“. Es soll sich künftig zurücknehmen. Das kommt nicht nur aus 

Italien und Österreich, sondern auch Dänemark, Polen, Belgien, Estland, 

Lettland, Litauen und Tschechien. Das ist bemerkenswert.  

Klar kann und sollte über gerichtliche Entscheidungen gesprochen werden, 

auch kritisch. Aber neun Regierungen in einem offenen Brief gegen das 

Gericht, das die Aufgabe hat, sie zu kontrollieren? Ein Gericht auch, das von 

autokratischen Staaten – Russland, der Türkei – schon lange nicht mehr 

akzeptiert oder heftig kritisiert wird? Allein diese Form ist es wert, bemerkt zu 

werden. Nicht nur mich hat das beunruhigt. Gut geht es dem Rechtsstaat der 

Menschenrechte des Europarats damit wohl eher nicht. 

Dann bleibt der Blick vor die eigene Haustür: Wie geht es Ihnen hier, in 

Deutschland? Geht es Ihnen, geht es uns gut?  

Die Antwort lautet: Relativ gesehen: ja! Ein großes Glück. In Deutschland gibt 
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es Wohlstand, Frieden, Sicherheit, den Rechtsstaat und die Demokratie, nicht 

zuletzt. Aber eigentlich … ist das ja auch nicht so doll ...  

Der Wohlstand fällt immer stärker auseinander.  

Der Frieden fühlt sich ganz akut bedroht an, von Russland, in der neuen 

post-amerikanischen Weltordnung.  

Die Sicherheit ist alles andere als für alle, sowohl als Schutz vor Gewalt wie als 

soziale Absicherung.  

Und der Rechtsstaat – nun ja.  

Verfahren dauern, es gibt so viele Regeln, manches versteht man einfach nicht. 

Das Schimpfen über die Bürokratie ist alt, aber gefährlicher geworden, wenn 

damit auch die staatlichen Leistungen für das Gemeinwohl diffamiert werden. 

Sogar Gerichte werden mittlerweile angegriffen, und auch vor dem 

Bundesverfassungsgericht macht die heute vor allem auf negative Gefühle 

zielende Kampagnenpolitik nicht halt: Das prägt nun auch den Umgang mit dem 

Vorschlag einer ordentlichen Professorin des Staatsrechts (so heißt das 

traditionell) zur Wahl ins Richteramt. Da wurden nicht nur gezielt Unwahrheiten 

gestreut. Da wird auch als “linksradikal“ bezeichnet, was davon weit entfernt in 

der Mitte dieser Gesellschaft zuhause ist. Aber die gängigen Zutaten von 

geraunten Gerüchten über Frauenfeindlichkeit bis zum haltlosen Vorwurf 

angeblicher Plagiate sind giftig. Dazu kommt die Angst vor einem starken 

Gericht. Schließlich ist es einfach eine weitere Gelegenheit, eine eigene 

politische Strategie zu verfolgen, nun eben auf Kosten des 

Verfassungsgerichts. Zumindest grob fahrlässig. Tatsächlich ist auch das eine 

gefährliche Entwicklung. 

Schlimmer noch ist der Umgang mit dem Recht, wenn es für Menschen ganz 

unmittelbar lebensgefährlich wird. So soll das Aufnahmeprogramm für 

Menschen, die uns in Afghanistan geholfen haben, laut Koalitionsvertrag der 

aktuellen Bundesregierung „soweit wie möglich" beendet werden. Anfang Juli 

entschied ein Verwaltungsgericht, dass zumindest diejenigen ein Visum 

erhalten müssten, die vorher eine Zusage bekommen hatten, nach Deutschland 

zu dürfen; die NGO Kabul Luftbrücke unterstützt solche Klagen. Dann ist es gut, 

dass Gerichte unabhängig urteilen – und schon zu Zeiten Friedrichs des Großen 
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soll ein Müller gerufen haben: „Es gibt noch Richter in Berlin!“, dankbar für 

Rechtsschutz. Wer Richterinnen und Richter diffamiert, zündelt; wer das nicht 

entschieden zurückweist, riskiert einen Flächenbrand. Es ist ein weiteres 

Zeichen dafür, dass der Rechtsstaat schwächelt.  

Das zeigt auch der Umgang mit der gerichtlichen Entscheidung zur 

Zurückweisung an den Grenzen. Ein Verwaltungsgericht entschied einen 

Einzelfall, ganz klar, allerdings ausführlich begründet. Und formulierte, was die 

juristischen Spatzen von den Dächern pfeifen. Wenn das Gericht dann als 

„grün“ abqualifiziert wird, also als politisch einseitig, nicht juristisch 

entscheidend, und wenn es heißt, das ändere nichts, müssen Alarmglocken 

schrillen. Zur Idee des demokratischen Rechtsstaats gehört Respekt vor der 

Justiz, gerade von Amtsträgern, und zur Idee gehört, dass Gerichte nur notfalls 

entscheiden, weil sich insbesondere die Exekutive, die Staatsmacht, von selbst 

an Regeln hält. Geht es uns da also wirklich gut?  

Leider finden sich weitere Beispiele.  

Wie steht es mit der Bindung des Staates an die Generationengerechtigkeit, - 

so steht es in Artikel 20 a des Grundgesetzes, auch durch Klimaschutz? Das 

Verfassungsgericht hat entschieden, auch künftige Generationen hätten ein 

Recht, nicht auf ihre Kosten zu leben, also auf „intertemporale Freiheit“. Wird 

das hinreichend beachtet?  

Wie steht es mit der Menschenwürde? Das Bundesverfassungsgericht hat zu 

den existenzsichernden Sozialleistungen für Geflüchtete ausdrücklich (und 

einstimmig) entschieden, die Menschenwürde sei, „migrationspolitisch nicht zu 

relativieren ist“. „Brot, Bett und Seife“ genügen, mit der Verfassung in der Hand 

gesagt, eindeutig nicht, um die menschenwürdige Existenz zu sichern. Wer 

„schützt und achtet“ das, was Artikel 1 des Grundgesetzes auch verlangt?  

Wie steht es schließlich um die Demokratie? Nicht gut. Nur was bedeutet das 

genau? 

Schon lange wird ein „Demokratiedefizit“ konstatiert (der Begriff stammt von 

Pippa Norris): Gemeint ist die Erfahrung vieler Menschen, dass sie die 

Demokratie gut finden, als Form des Politischen, aber sie zugleich vermissen, 

vor Ort. Heitmeyer geht noch weiter: Es gebe eine „Demokratieentleerung“. So 
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lässt sich die Erfahrung benennen, nicht mehr wirklich gefragt zu werden, nicht 

mehr beachtet zu sein, aber auch die Erfahrung, dass gezielt zerstört wird, was 

Demokratie tatsächlich ist. Sie wird zur Hülle für etwas, was Heitmeyer 

„autoritären Nationalradikalismus“ nennt, in dem die „rohe 

Bürgerlichkeit“ normal ist , die Menschenverachtung im angeblich harmlosen 

Gewand. Demokratie ist dann keine mehr, so wie im Label für Russland 

(„gelenkt“) oder Ungarn („illiberal“) oder für rechtsradikale Ideologen „völkisch“, 

„kulturell homogen“. Mit der Verfassung ist das nicht zu machen, mit dem 

Grundgesetz nicht vereinbar: Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts 

hat das im Urteil zum Parteiverbotsverfahren gegen die NPD sehr deutlich 

gesagt. Es ist eine lange Entscheidung, sie wird ausführlich begründet, aber 

auch lesenswert. Heute stützen sich die Verwaltungsgerichte darauf ebenso wie 

der Verfassungsschutz. „Demokratie“ also: Wir müssen auch bei dem Wort 

darauf achten, darauf bestehen, dass das keine Hülle ist, sondern der Rahmen 

für ein Bild, in dem viele Platz finden. 

 Was tun? Kein „Widerstand“! 

Als die politischen Verhältnisse in Deutschland autoritär wurden, als die Freiheit 

litt, als Menschen begannen zu leiden, hat sich Reinhold Frank entschieden, 

etwas dagegen zu tun. Anfangs als in der Stadt politisch, dann mit dem Recht. 

Er vertrat als Anwalt Menschen, die verfolgt wurden, weil sie anders dachten, 

glaubten, leben wollten. Und dann hat Reinhold Frank den Weg des 

Widerstands gewählt, im Kreis um Goerdeler. Er stellte sich für ein Amt zur 

Verfügung, wenn das Attentat auf Hitler gelungen wäre, und zahlte dafür mit 

dem Tod. An diesen Widerstand erinnern wir uns heute.  

Aber Widerstand ist auch wieder so ein Wort, das gekapert wird. Auch auf 

diesen Begriff müssen wir achten. Und auch das Wort steht im Grundgesetz, in 

der Verfassung. Da heißt es in Artikel 20 Absatz 4:   

„Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle 

Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.“ 

Wie so Vieles ist das keine nur deutsche Idee, sondern das gibt es auch in 

Portugal oder ziemlich prominent sogar in der Unabhägigkeitserkläung der 

USAii. Aber was bedeutet das denn: „Widerstand“?  



9 
 

Die Idee ist ja alt. Die Rede vom Tyrannenmord gab es schon im Mittelalter, 

auch in Glaubenslehren und in der Idee eines Naturrechts. Im 20. Jahrhundert 

wird der Satz „Wo Unrecht zu Recht wird, wird Widerstand zur Pflicht“ dem 

Dichter Bertolt Brecht zugeschrieben, den die Politikerin Petra Kelly im 

Bundestag benutzte. Sie bezog sich allerdings auf eine Enzyklika von Papst 

Leo XIII.iii Vor allem meinte Kelly zivilen Ungehorsam als friedlichen Protest.  

Ganz im Gegensatz dazu meinen Rechtsradikale mit Widerstand“ heute 

Gewalt. Das gilt für die zutiefst rassistische weltweite Bewegung der „white 

resistance“, mit der menschenfeindlichen Rede von einer „Überfremdung“. In 

den 1990er Jahren forderte in Deutschland die NPD zum „nationalen 

Widerstand“ auf. Heute tut es die neue Rechte.iv So war auch in der 

sogenannten Erfurter Resolution aus der AfD 2015 ausdrücklich von einer 

„Widerstandsbewegung“ die Rede. Der damals gegründete rechtsradikale 

„Flügel“ ist formal aufgelöst, das Ganze damit aber nur versteckter, verkappt, 

wenn nicht sogar „normal“ geworden. 

Heute finden sich viele Aussagen, die weiter auf „Widerstand“ setzen. So heißt 

es zum Beispiel: „Dürfen Regierungen gestürzt, oberste Richter aus ihren 

Ämtern entfernt und notfalls auch getötet werden?“ v Das ist übrigens ein 

schönes Beispiel gegen die demagogische These, „man dürfe in Deutschland ja 

nicht sagen, was man denke“. Darf man wohl doch.  

Weiter heißt es, nun stünde  „man wieder vor dem Problem, dass die Gerichte 

auf Linie der Regierung stehen“, da werde eine „feudale Rechtsordnung“ 

gepflegt; „die heutige, sogenannte Demokratie [sei] daher nichts weiter als 

propagandistische Rhetorik, welche die Machtverhältnisse verschleiern soll“; 

man müsse sich auf „echte Demokratie besinnen“, und dann werden Richter mit 

weißen Rosen gefeiert, die das Recht beugen.vi 

Oder nehmen Sie den Geschäftsführer einer Landtagsfraktion der afd vor ein 

paar Tagen: „Еs dreht sich um die Frage, was an erster Stelle steht, die 

Verfassung oder das Überleben des eigenen Volkes? Wenn die Verfassung 

verhindert, dass wir überleben, muss man eben anders vorgehen.“vii  

Widerstand also: Ein großer, ein ehrwürdiger Begriff, der da gezielt gekapert 

wird. Manchmal wird sogar auf das Grundgesetz verwiesen. Nur bedeutet 
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Widerstand mit der Verfassung in der Hand demokratisch gedacht etwas ganz 

anderes.  

Im Grundgesetz ist “Widerstand“ ein subjektives, ein grundrechtsgleiches 

Recht, genau genommen    

 gegen jede und jeden – ob öffentlich oder privat,  

 die es unternehmen, die Ordnung zu beseitigen – also nicht 

einfach Unordnung stiften, sondern die „fdGO“ verletzen,  

 wenn andere Abhilfe nicht möglich ist, also als letztes Mittel, als 

ultima ratio,  

 und das muss dann verhältnismäßig sein, also geeignet, 

erforderlich und angemessen.  

Erst dann ist Widerstand erlaubt, sogar gefordert. Erst dann also, wenn alle 

checks and balances benutzt worden sindviii. Mit Reinhold Frank gedacht: Erst 

dann, wenn Engagement in der Stadt und Klagen nicht mehr helfen. Erst dann 

ist dieser Widerstand erlaubt, sogar gefordert, und da sind wir nicht und 

kommen hoffentlich „Nie wieder!“ hin.  

Wer sich also schon vorher reinwaschen will, im Furor gegen „das System“, „die 

Eliten“, „das Kartell“ usw., der kapert nur das große Wort, missbraucht das 

Recht. Der tritt auch das Gedächtnis, die Erinnerung an Reinhold Frank, mit 

Füßen.   

 Streitbare Demokratie  

Was ist also zu tun? Was ist die wehrhafte, streitbare, die ganz lebendige 

Demokratie?  

Die Idee der „militant democracy“ hat der aus Deutschland in die USA 

vertriebene Wissenschaftler Karl Loewenstein 1937 formuliert: Sie müsse sich 

gegen ihre Feinde wehren können. Er wusste ja, wovon er sprach: Die 

Demokratie darf nicht naiv, nicht blind und nicht feige sein. Wenn wir „nie 

wieder“ heute ernst meinen, gehört das also dazu.  

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Idee aufgegriffen. Es hat sehr früh 

erklärt, gerade das im Grundgesetz ermöglichte Parteienverbot sei ein Element 
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der, etwas weniger militaristisch: „streitbaren Demokratie“. Die ganz große 

Mehrheit der politisch Verantwortlichen hat das Grundgesetz zudem 2017 

ergänzt und festgelegt, dass vor einem Verbot auch das Geld gestrichen 

werden kann, die Parteienfinanzierung. In den Diskussionen um den Umgang 

mit der AfD wird schließlich deutlich, dass hier nicht nur Instrumente für 

Regierung und Parlament geschaffen wurden. Auch viele Bürgerinnen und 

Bürger engagieren sich dafür, diese Instrumenten ernst zu nehmen – die 

Petition afd-verbot.jetzt/de ist ein Beitrag zur streitbaren Demokratie und nutzen 

diese rote Linie, die das Grundgesetz zieht, in politischen Diskussionen.  

Das ist auch überhaupt nicht alles. Das Grundgesetz sieht viel mehr vor. Zwar 

konzentriert sich die derzeitige Diskussion oft auf Verfahren gegen aggressiv 

verfassungsfeindliche Parteien, nach Artikel 21. Diskutiert wurde auch, 

besonders radikalen Personen die Grundrechte zu entziehen, denn auch das 

gibt es im Grundgesetz, in Art. 18 die „Verwirkung“ von Grundrechten. Aber 

beides sind zweischneidige Schwerter und schon deshalb nur der letzte Schritt, 

die ultima ratio. Es ist nicht alles, was sich mit dem Grundgesetz machen lässt, 

und vor allem müssen Sie, müssen wir darauf nicht warten.  

Viel wichtiger ist doch: Wir müssen reden.  

In den bisherigen Parteiverbotsverfahren – zur NPD, zum III. Weg - sind 

Maßstäbe entwickelt worden. Das sind jetzt Argumente, die wir, die Sie 

benutzen können. Erklärt wird sehr genau, wann in Deutschland die Grenzen 

der Toleranz erreicht sind. Die rote Linie ist vor allem die Menschenwürde, für 

alle gleich, „egalitär“ sagt der Zweite Senat, sie ist eben, so sagt Artikel 1 des 

Grundgesetzes, „unantastbar“ und „zu achten und zu schützen“, das da auch. 

Das ist basal, grundlegend, und auch deshalb Teil der Ewigkeitsgarantie (in 

Artikel 79 Absatz 3), und ausdrücklich schützt die Verfassung die gleiche 

Freiheit, ohne Diskriminierung (Artikel 2 und 3 GG). Völkische Politik ist damit 

nicht vereinbar, auch keine „rohe Bürgerlichkeit“. Was man mit der Verfassung 

also machen kann, ist den Gefahren starke Worte entgegensetzen.  

Es gibt noch mehr. Im Grundgesetz steht auch, dass Vereine verboten sind, die 

sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder auch gegen die 

Völkerverständigung richten. Nach Artikel 9 Absatz 2 des Grundgesetzes geht 

auch das, ausdrücklich, zu weit. Vereinsverbote sind wieder ein scharfes 
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Schwert, also mit Vorsicht zu genießen, als ultima ratio; das Verfassungsgericht 

hat das 2019 ausführlich erklärt. Aber die Verfassung liefert auch hier 

Argumente, um in Ihrem Verein zu diskutieren, was geht und was nicht. 

Das ist immer noch nicht alles. Das Grundgesetz stellt sich auch gegen Leute, 

die ihr Amt, ihre Verantwortung missbrauchen. Es fordert Verfassungstreue im 

öffentlichen Dienst, denn das gehört zu den Grundsätzen (Artikel 33), und in der 

Wissenschaft gilt, auch die „Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur 

Verfassung“ (Artikel 5 Absatz 3). Auch als Richterin leistet man so einen Eid; 

derzeit müssen wir uns aber leider damit beschäftigen, was in der und für die 

Justiz getan werden muss, um gegen die zerstörerischen Kräfte „resilient“ zu 

sein.ix Per Gesetz sind außerdem Beamtinnen und Beamte (nach § 36 Absatz 2 

BeamtenstatusG) genauso wie Soldatinnen und Soldaten (§ 11 Absatz 2 

SoldatenG) direkt verpflichtet, die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu 

wahren. Das kann sogar bedeuten, zu widerstehen, wenn etwas verlangt wird, 

was diese Ordnung verletztx. Widerstand bleibt ultima ratio. Aber handeln lässt 

sich schon jetzt.   

Auch das war noch nicht alles. Streitbare Demokratie - das bedeutet mit der 

Verfassung in der Hand, dass wir, dass Sie nicht auf andere warten müssen, 

und dass sich nicht erst etwas tun lässt, wenn es ganz klar verfassungsfeindlich 

ist, aggressiv und kämpferisch. Sie müssen es so weit nicht kommen lassen.  

Es gibt Artikel 9 im Grundgesetz: Die Vereinigungsfreiheit sagt, Sie dürfen sich 

zusammenschließen, auf Dauer, oder, das ist Artikel 8, auch kurz 

zusammentun, für ihre Meinung aufstehen, natürlich friedlich, ohne Waffen. 

Es gibt Artikel 5, den viele kennen: die Meinungsfreiheit. Tatsächlich liefert das 

Grundgesetz da sogar fünf Rezepte zugunsten der lebendigen Demokratie:  

- die Meinungsfreiheit – Sie dürfen sagen, was Sie denken, vor 

allem kritisch diskutieren, erst recht zur „Machtkritik“,  

- die Informationsfreiheit ・ Sie dürfen und Sie sollten sich wohl 

auch „ungehindert unterrichten“, 

- die Medienfreiheit – sie ist als „Pressefreiheit und Freiheit der 

Berichterstattung durch Rundfunk und Film“ zwar etwas old school 
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formuliert, schützt aber alle Medien, 

- die Kunstfreiheit – denn auch der kreative Ausdruck, die 

irritierende Intervention gehören dazu, 

- und die Wissenschaft, die Freiheit von Forschung und Lehre, ist 

da geschützt - auch damit lässt sich etwas machen.  

Wer die Verfassung in der Hand hat, kann also einiges tun. Natürlich gehört für 

alle mit deutscher Staatsangehörigkeit in Bund und Ländern dazu, auch wählen 

zu gehen: frei, gleich geheim muss das sein, sagt Artikel 38, also nicht gekauft, 

manipuliert, gefälscht – das ist ein doppeltes „Nie wieder!“, hier auch zur DDR, 

und das wird gegen nicht nur russische Bots im Netz noch fordernd. Aber der 

Maßstab ist schon da. 

Schließlich dürfen Sie darauf bestehen, dass unabhängige Gerichte 

entscheiden, wenn es knirscht: Das sagt die Rechtsschutzgarantie und das 

sagen die Justizgrundrechte.  

All das ist Ihre gleiche Freiheit.  

Ganz klar: Sie ist nicht grenzenlos. Das Grundgesetz ist kein Ego-Programm, 

denn Sie sind nicht allein auf der Welt. Was Sie tun, darf nicht auf Kosten 

anderer gehen. Aber die Verfassung ist ein gutes Rezept für die streitbare, vor 

allem für eine lebendige Demokratie. Mit der Verfassung lässt sich also eine 

Menge machen.  

Tun Sie es.  

Das ist vielleicht das beste Gedächtnis an Reinhold Frank.   

 

Susanne Baer ist Professorin an der Humboldt-Universität zu Berlin und ehemalige Richterin 

des Bundesverfassungsgerichts. Mehr zu ihr und ihrer Arbeit unter 

https://www.rewi.hu-berlin.de/de/lf/ls/bae/profdrbaer 

Wenn Sie dieses Manuskript nutzen wollen, wenden Sie sich bitte an susanne.baer (at) 

hu-berlin.de  
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i Wilhelm Heitmeyer im Gespräch mit Christoph David Piorkowski, "Autoritärer 
Nationalradikalismus. Über Hintergründe des Umfragehochs der AfD im Juni 2023", in: 
Deutschland Archiv, 15.07.2023, www.bpb.de/522277.  
 
ii “We hold these truths to be self-evident, that all men are created equal, that they are 
endowed by their Creator with certain unalienable Rights, that among these are Life, Liberty and 
the pursuit of Happiness. — That to secure these rights, Governments are instituted among 
Men, deriving their just powers from the consent of the governed, — That whenever any Form 
of Government becomes destructive of these ends, it is the Right of the People to alter or to 
abolish it, and to institute new Government, laying its foundation on such principles and 
organizing its powers in such form, as to them shall seem most likely to effect their Safety and 
Happiness. Prudence, indeed, will dictate that Governments long established should not be 
changed for light and transient causes; and accordingly all experience hath shewn that mankind 
are more disposed to suffer, while evils are sufferable than to right themselves by abolishing the 
forms to which they are accustomed. But when a long train of abuses and usurpations, pursuing 
invariably the same Object evinces a design to reduce them under absolute Despotism, it is 
their right, it is their duty, to throw off such Government, and to provide new Guards for their 
future security.” 
 
iii  "Enzyklika Sapientiae christianae", 10. Januar 1890 
 
iv Die Identitäre Bewegung u.a mit Götz Kubitschek wird zitiert mit:. „Klar ist, dass es durchaus 
legitim ist, die kleine Ordnung zu verletzten in so einer Lage, um die große Ordnung zu retten.“. 
So argumentiert auch Thor von Waldstein, „Wir Deutsche sind das Volk“. Zum politischen 
Widerstandsrecht der Deutschen nach Art. 20 IV Grundgesetz in der „Flüchtlingskrise“, 
Schnellroda 2016. 
 
v Im Netz findet sich ein vielzitierter Beitrag von einem Felix Feistel, erschienen bei Manova bei 
„Gegendruck“, auch das eine Geste des angeblich erforderlichen „Widerstands“. 
 
vi Dies geschah während der Corona-Pandemie, als vor sehr vielen Gerichten von 
„Querdenkern“ die weißen Rosen (ein Zeichen legitimen Widerstands gegen die Nazis)  
abgelegt wurden, nachdem ein Richter für Familienrecht in Weimar entschieden hatte, Kinder 
müssten in der Schule keine Masken tragen – was nicht in seiner Macht stand. Er wurde wegen 
Rechtsbeugung verurteilt. 
 
vii Berichtet vom Sommerfest 2025 des antaios Verlags in Schnellroda. 
 
viii  Schon die Existenz der Verfassungsstaatlichkeit verändert die Idee grundlegend. Vor dem 
Mord steht der Rechtsstaat. Vgl. Abs. 2 der Bill of Rights.  
 
ix Das „Thüringen_Projekt“ des Verfassungsblog fand erschütternd wenig Beachtung, obwohl 
es in Szenarien realistisch aufzeigte, was getan werden müsse, um Gefahren für den 
Rechtsstaat zu begegnen. Bundesweit widmet sich dem jetzt das Justiz-Projekt: 
https://verfassungsblog.de/justiz-projekt/ und vertiefend Max Steinbeis, Die verwundbare 
Demokratie. Strategien gegen die populistische Übernahme. 2024.  
 
x  Beamtenrechtlich ist das die „Remonstration“, in der Bundeswehr zielt darauf die „innere 
Führung“; in Extremfällen müssen Befehle verweigert werden. Weil sie das beim Schießbefehl 
an der deutsch-deutschen Grenze der DDR nicht taten, sind Grenzsoldaten der DDR nach 
deren Ende strafrechtlich verurteilt worden. Dahinter steht die Radbruch´sche Formel“, nach der 
nicht das formale Recht, sondern die Gerechtigkeit siegt. Etwas provokant zu 
Handlungsmöglichkeiten Arne Semsrott, Machtübernahme – Was passiert, wenn 
Rechtsextremisten regieren. Eine Anleitung zum Widerstand. 2024.   


